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1. Zitat zumThema

"Die deutsche Revolution von 1918 war eine sozialdemokratische Revolution, die von den sozialdemokratischen Führern niedergeschlagen wurde: ein Vorgang, der in der Weltgeschichte kaum seinesgleichen hat."1
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2. Einleitung in die Thematik

Zu einem der umstrittensten und wohl auch interessantesten Ereignisse aus der Vor-Weimarischen-Zeit zählt wohl die "Deutsche Revolution" 1918/1919 bzw. die "Novemberrevolution" 1918/1919.( 

Es hat oftmals den Eindruck, dass die Deutsche Revolution immer nur "Nebensächlichkeits- charakter" in der deutschen Geschichtsaufarbeitung und den Geschichts(Schul)büchern hat; und auch so behandelt wird. Was sich auch an der Unwissenheit über diese Thematik in der breiten Bevölkerung niederschlägt. Ich, für meinen Teil, habe die Umstände, die zu dieser Revolution in Deutschland geführt haben und wie diese dann im weiteren verlaufen sind, kaum explizit verfolgt. Es wurde zwar in der Schule "angerissen", aber nie als eigenständiges Thema behandelt. Natürlich hat sich dieses Bild der Unwissenheit aufgrund des Seminars  geändert. Man sollte sich aber Fragen, warum das Wissen über dieses Ereignis (anscheinend) nicht so verbreitet ist, wie zum Beispiel die Thematiken der "Französischen" und "Russischen Revolution" oder die Problematiken der "Weimarer Republik", von denen wahrscheinlich schon jeder einmal gehört hat. 

Unzweifelhaft ist aber die Tatsache, dass die Deutsche Revolution von 1918/1919 unter den Historikern zu einem der "umstrittensten Ereignisse der deutschen Geschichte"2 gehört. Viele Geschichtswissenschaftler teilen die Meinung, dass "die erste deutsche Demokratie (Weimar) vielleicht nicht untergegangen und dann Hitler nicht an die Macht gekommen wäre, hätte es damals einen gründlichen Bruch mit der obrigkeitsstaatlichen Vergangenheit gegeben (...)"3.   

Ich möchte in dieser Hausarbeit sowohl auf allgemeine Hintergründe und Geschehnisse während dieser Zeit in Deutschland, als auch auf die Situation in Norddeutschland und hier insbesondere auf die Lage der Region Ostfrieslands zu sprechen kommen und versuchen, diese dem Leser etwas näher bringen, um deutlich zu machen, dass sich die Revolution nicht nur in größeren Städten zeigte, sondern sich auch in den "Peripherien" Deutschlands abspielte........ 
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3. Die Deutsche Revolution 1918/19 - Hintergründe: ein  kurzer geschichtlicher

    und politischer Rückblick

Noch Anfang 1918 glaubte die politisch-militärische Führung des Deutschen Kaiserreiches, nach fast vierjährigen schweren Kämpfen den Weltkrieg noch gewinnen zu können.(
Vor allem das deutsche Bürgertum hatte sich im Kaiserreich durch nicht-realgetreue Kriegsschilderungen, in denen immer das deutsche Heer hochgejubelt und glorifiziert wurde, vom realen Kriegsgeschehen ablenken und blenden lassen.4
1918 wurde die militärische Lage aber äußerst ernst, quasi hoffnungslos. Um eine Katastrophe zu vermeiden, drängte die OHL zu einem raschen Ende des Krieges und um ein Waffenstillstandabkommen, welches am 03.Oktober 1918 den Alliierten vorgelegt wurde. "Um weiteres Blutvergießen zu vermeiden, ersucht die deutsche Regierung, den sofortigen Abschluß eines Waffenstillstandes zu Lande, zu Wasser und in der Luft herbeizuführen."(
Eine Revolution in Deutschland war zu erwarten. Um diesem entgegen zu wirken und um die Herrschaft der Monarchie, des Großbürgertums und des Militärs zu erhalten und aus dem Grunde der Schuldabwälzung des verloren gegangen Krieges,  entschieden sich die ehemaligen Unterstützer des Monarchen im Oktober 1918, ein parlamentarisches System einzuführen.5
Unter dem Einschluß der Mehrheitssozialisten (MSPD)6 gründen die Parteien die Regierung unter Prinz Max von Baden, dem "Reichskanzler der letzten Stunde". Es werden Verfassungs- und Wahlrechtsformen beschlossen.7   

Diese Reformen aber kommen zu spät. Die parlamentarische Monarchie kann sich nicht mehr halten. Auf das Reich greifen mehr oder weniger spontane Aufstände meuternder Matrosen der deutschen Hochseeflotte über. Vor allem Kiel und Wilhelmshaven sind zu dieser Zeit die 
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Vorreiter. Es bildeten sich in der Revolution sogenannte Arbeiter- und Soldatenräte, die sowohl die militärische als auch die politische Macht im Land übernahmen.   

Hauptanliegen der Räte war vor allem die Beendigung des Krieges und die Ablösung der alten politischen und militärischen Führungsschichten in Deutschland. Der deutsche Kaiser wurde zur Abdankung gedrängt.8
Die Sozialdemokraten drohten, auf die Verweigerung des Kaisers´ Rücktritt, mit einem Austritt aus der Regierung. Prinz Max von Baden veröffentlichte daraufhin eigenmächtig eine Proklamation, in der die Abdankung des Kaisers beschrieben wurde. Das Reichskanzleramt wurde dem Sozialdemokraten Friedrich Ebert (MSPD) übertragen. Der Kaiser verließ nun doch die politische Bühne und ging ins Exil nach Holland.

Noch am gleichen Tag, 09.November 1918, rief der Sozialdemokrat Phillip Scheidemann aus dem Fenster des Berliner Reichstages die "Deutsche Republik" aus, wenig später folgte Karl Liebknecht, dem Führer des sog. "Spartakusbundes", der vom Berliner Schloß die "freie sozialistische Republik" ausrief.9  

Ebert proklamierte "ihre vordringlichste Aufgabe sehen die Sozialdemokraten darin, das deutsche Volk vor Bürgerkrieg und Hungersnot zu bewahren."9 Die "Ruhe und Ordnung" sollte Bestand haben bzw. wieder hergestellt werden.10
Erst nach der geplanten Nationalversammlung, die auf der Grundlage einer neuen Verfassung basieren sollte, sollten Reformen in der Wirtschaft und Gesellschaft, wie sie von den demonstrierenden Massen gefordert wurden, verabschiedet werden. Die MSPD-Führer versuchten um jeden Preis eine Revolution nach russischem Vorbild zu verhindern.11
Die Vorstellungen der reformorientierten MSPD standen im vollem Widerspruch zu den Vorstellungen der linken USPD, die "die revolutionären sozialistischen Errungenschaften zu befestigen" 12 versuchten.

Der Spartakusbund, eine Gruppierung in der USPD um Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht, ging mit ihren Vorstellungen noch weiter, in dem sie versuchten, den Sturz des bürgerlich-parlamentarischen Systems und die Errichtung einer Räterepublik, zu erreichen. 
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Vor allem sollte die Sozialisierung des Großgrundbesitzes und der Schwerindustrie erreicht werden. Die Regierung um F. Ebert versuchte indes den Staatsapparat funktionsfähig zu halten und ließ die Verwaltung des gestürzten Kaiserreiches ebenso im Amt wie das kaiserliche Militär. Ebert gab vor, nur so die Versorgung der Bevölkerung sichern zu können. Vor allem aus der Richtung der linken Revolutionäre sah die MSPD eine große Gefahr der Zerstörung der Demokratie. Die rechten, gegenrevolutionären Tendenzen ließ man eher außen vor.13 

"Ich hasse die Revolution wie die Sünde", so Ebert. Aus dieser Stellungnahme hatte Ebert nie ein Geheimnis gemacht.14 Zusammen mit den sozialdemokratischen Führern (unter ihnen Noske und Scheidemann) ging Ebert einen Verbund mit den alten Mächten ein. Hier waren es vor allem General Groener und der anti-demokratisch eingestellte Hauptmann Papst ("Freicorps"), die zu wichtigsten Personen zählten. Die unverhofft zu Regierungsmacht gekommen Sozialdemokraten dachten, " gar nicht daran, den alten monarchischen, kriegsverbrecherischen Militärapparat aufzulösen. Denn Ebert fürchtet nicht die Militärs, er fürchtet die Massen auf der Straße und damit auch die Basis seiner eigenen Partei. Die vertraut ihm noch, will sich aber gleichzeitig mit ein paar Reformen nicht abspeisen lassen."15 

Die rechten Freicorps verhinderten mit Terror, zum Beispiel bei der Niederschlagung des Märzaufstandes in Berlin 1919, weitgehende revolutionäre Entwicklungen und wurden so zu unfreiwilligen Geburtshelfern der parlamentarischen Weimarer Republik. Diese Republik der "Novemberverbrecher"16 wurde aber schon bald von Ihnen bekämpft.

Der vom 16.12. bis zum 21.12.1918 im preußischen Abgeordnetenhaus stattgefundene Reichskongreß der Arbeiter- und Soldatenräte diskutierte über die vor und Nachteile des Rätesystems und der parlamentarischen Demokratie. Das Rätesystem wurde abgelehnt; es kam zur Beschließung für eine verfassungsgebende Nationalversammlung.17
Infolge dessen verloren die Arbeiter- und Soldatenräte immer mehr an Zugkraft und Einfluß. Der Spartakistenaufstand vom 19.Januar 1919 wurde blutig durch die Freicorps 
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niedergeschlagen. Am 15. Januar 1919 wurden die Spartakistenführer Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht von Truppen des Hauptmanns Papst-Gerüchten zufolge auch unter Wissen und Billigung des "Bluthundes" Noske- ermordet.18 

Am 19. Januar 1919 wurde die neue verfassungsgebende Nationalversammlung19, die als erste freie Wahl in die Geschichte einging20, gewählt, aus der die SPD als stärkste Partei hervorging. Sie erhielt jedoch nicht die absolute Mehrheit und ging mit der DDP und dem Zentrum ("Weimarer Koalition") eine Koalition ein. Am 13. Februar 1919 wurde die erste, vom ganzen deutschen Volk legitimierte, parlamentarisch-demokratische Regierung gewählt.21
4. Die Revolution in der Region Ostfriesland 1918

Schwerpunktmäßig habe ich mich auf die noch erhaltenen Originaldokumente aus Aurich gestützt; bei allen Zeitungsausschnitten, die in diese Hausarbeit eingebracht wurden, handelt es sich um Kopien der Originale, die sich im Staasarchiv Aurich befinden. Aufgrund der Fülle an Originalmaterialien, wie z.B. Zeitungsberichten, Briefen, Zeitzeugenberichten, etc. war es doch relativ schwierig für mich, wichtige Details der Revolution 1918/1919 im Regierungsbezirk Aurich von unwichtigen zu trennen. Im Folgenden versuche ich nun dem Leser die Situation im Gebiet um Aurich etwas genauer darzulegen, obwohl dieses Unterfangen in einer Hausarbeit kaum ausführlich gemeistert werden kann. Nach den Recherchen im Staatsarchiv Aurich unter der Mithilfe von Herrn Dr. Parisius (Leiter des Staatsarchivs) ist es mir aber gelungen, einige interessante Zusammenhänge in dieser Hausarbeit zu beschreiben. Im Verlaufe der Novemberrevolution 1918/1919 entstanden zunächst in der Marinestadt Wilhelmshaven, die zum Regierungsbezirk Aurich gehörte, und in den umliegenden Militärstandorten nur die sogenannten Soldatenräte.22 
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Die Soldatenräte agierten zunächst als Interessenverbände der Soldaten gegenüber den Militärbehörden und Offizieren. Der Soldatenrat blieb aber kein Gremium, welches sich nach einer bestimmten Zeit wieder auflösen sollte, denn: als sich der Aufstand der 

Marineangehörigen zur Revolution ausweitete, erhielten diese Soldatenräte eine ganz andere Funktion, sie waren nun eine lenkende Organisation geworden, die noch in vielen Bereichen des Lebens seinen Einfluß haben sollte. Am 08.November 1918 konstituierte sich auch in Aurich der erste Soldatenrat, mit dem Gefreiten Marcus als 1. Vorsitzenden, der nach der Abdankung des Kaisers für die „Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung“ zu sorgen hatte. In der Ausgabe den ON vom 10.November 1918 wurde dieser Rat erstmalig der breiten Öffentlichkeit vorgestellt. Das Gremium ließ Wissen, das es nun für die Sicherung des staatlichen und privaten Eigentums, für die „Herbeiführung des Rechtsfriedens“ sowie für das Wirtschaftsleben in der Region die Verantwortung übernommen habe. Aus diesem Grunde ließ man zudem Wissen, das zur Unterstützung der Wirtschaft, Arbeitskräfte aus den verschiedensten Bereichen zur „Verfügung“ gestellt werden sollten. Die „Kommando- und Disziplinargewalt“ wurde zu diesem Zeitpunkt dem Soldatenrat Aurichs übergeben.23    

Beruhigend war die Lage aber für die Bürger der Stadt Aurich ganz und gar nicht, zumal schon vier Tage vorher, am 06.November 1918, öffentlich bekannt gemacht wurde, dass es Unruhen in der Marinestadt Wilhelmshaven gegeben24 und die „Übernahme“ der öffentlichen Gewalt durch den bereits zusammengeschlossen Arbeiter- und Soldatenrat in der nahegelegenen Stadt Emden schon am 07.November 1918 vollzogen hatte25. Keineswegs hatte man mit der Gründung des Gremiums auch die Bevölkerung von einem auf den anderen Tag hinter sich. Die Menschen hatten Angst vor dem Einmarsch radikalisierter Truppen, die die Ordnung im gesamten Ostfriesland und der Stadt Aurich empfindlich hätten stören können. Aufgrund dieser Tatsache entschlossen sich Vertreter der Arbeiter- und Soldatenräte aus Emden und Wittmundhaven folgende Bekanntmachung in den Ostfriesland-Nachrichten26 abzugeben: 
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Die Tage in der zweiten Novemberwoche der Region um Aurich blieben wie die in Kiel und Wilhelmshaven sehr unruhig. Der schon eben benannte Zusammenschluß der Arbeiterräte mit den Soldatenräten fand im Zuge der Ereignisse in Aurich erst am 12.November 1918 im Beisein verschiedenster gewerkschaftlicher Vertreter statt. Unter ihnen waren Vertreter des Gewerkschaftskartells der freien Gewerkschaften, sowie Vertreter der christlichen Gewerkschaften, der Bürgerschaft und der Beamten, die so zahlreich erschienen, dass der Sitzungsort aufgrund der Enge gewechselt werden mußte.28 Des weiteren waren Mitglieder des Soldatenrates vor Ort, um einen Lagebericht zur Situation abzugeben. Die Anwesenheit der Mitglieder des SR waren ausdrücklich erwünscht worden; damit war abzusehen, in welche Richtung diese Sitzung laufen sollte. Dazu wurde durch die Ostfriesland-Nachrichten der folgende Artikel27 veröffentlicht: 
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Einer der wichtigsten Punkte, der bei dieser Sitzung besprochen wurde, war der der Namensgebung. Man wollte auf keinen Fall zur „Nachfolgeorganisation“ der ASR in 

Russland werden. Es ginge zunächst nur um die Sicherung der Ernährung für die Bevölkerung, nicht „um den russischen Bolschewismus mit seinen Zielen“.35 Der neu gewählte Arbeiterrat an sich bestand aus 10 Personen unterschiedlichster Berufsgruppierungen. Das Ergebnis der Sitzung war der erwartete Zusammenschluß zum ASR in Aurich. Hierzu liegt im folgenden die Rede des Gefreiten Marcus in seiner Funktion als 1.Vorsitzender des Soldatenrates der Hausarbeit bei. Diese Rede hielt Marcus vor den zur Gründung eines Arbeiterrates versammelten Auricher Teilnehmern. Ihm kam es in erster Linie darauf an, sowohl den Soldatenrat in dieser schwierigen Zeit zu rechtfertigen, als auch die gewünschte Gründung des Arbeiterrates voran zu bringen, was ihm dann auch sehr gut gelang.36
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Die Räte waren echte Kinder der Novemberrevolution. Zwar findet man in der Literatur immer wieder den Vergleich mit den Russischen Räten, die sich im Gefolge der Oktoberrevolution 1917 bildeten, doch bestand eine Vergleichbarkeit30 nur in der Spontaneität ihrer Entstehung. Und dass dieser Zusammenschluß spontan vonstatten ging (wohl aber durch die „Oberen“ schon geplant war), läßt sich an diesem Beispiel eindrucksvoll aufzeigen. Die erste gemeinsame konstituierende Sitzung nach der Wahl eines Arbeiterrates und dem damit zusammenhängenden eben genannten Zusammenschluß zum ASR in Aurich wurde von Landrat Dykerhoff auf den 16.11.1918 festgesetzt29. Die Landwirtschaft wurde am 12.November 1918 noch außen vor gelassen, man wollte aber „Fühlung“ mit ihnen aufnehmen. Hierzu berichteten die Ostfriesland-Nachrichten am darauffolgenden Tag:
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„...wer Getreide oder Kartoffeln aus seiner 

Ernte verbotswidrig verkauft, schädigt die

Allgemeinheit und sich selbst.(...)Was der

Schleichhändler oder Hamsterer zum 

Schaden der Allgemeinheit jetzt davon-

trägt, muß der Landwirt aus seinen 

eigenen Vorräten später abgeben (...).“48
Eines der größten Hindernisse in dieser Zeit war die Ernährungs- bzw. Nahrungsmittelproblematik in der Region, wie sie hier( im Artikel der Ostfriesland-Nachrichten vom 16.11.1918 beschrieben wurden. Der Kreis mußte darauf reagieren. Dem Wunsch der Landwirte des Kreises, einen eigenen Bauernrat gründen zu dürfen, wurde auf der Sitzung vom 16.11.18 besprochen und zugestimmt.  Die „Duldung“ des Bauernrates sollte vor allem die wirtschaftlichen und politischen Gegensätze „auffangen“ und vorbeugen, um ein „einmütiges Zusammenarbeiten aller Beteiligten“ zu ermöglichen31, so der Landrat Dr. Wilhelm Dykerhoff. Bereits einen Tag später, am 17.November, wurde der „Bauernrat“ gegründet34, der sich dem Arbeiter- und Soldatenrat anschloß. Den Dokumenten zufolge kann man aber davon ausgehen, dass der Bauernrat (trotz der 5 Vertreter) keinen großen Einfluß inne hatte, denn benannt wurde er separat so gut wie nie.32  Der Arbeiter- und Soldatenrat unterstand der Führung durch die Provinz Hannover (Zentralrat) . Diese Provinz umfaßte nach Angaben der Originaldokumente, die im Staatsarchiv vorhanden sind, 6 Regierungsbezirke. Die Zusammensetzung erschloß sich mir nur durch die Anlage am Schluß der Hausarbeit. Regierungsbezirke waren: Hannover, Hildesheim, Lüneburg, Osnabrück, Stade und Aurich.33 

-12-

Interessant anzumerken sei hier noch, dass

Dr. Dykerhoff eiserner Verfechter der

Monarchie war und auch keinen Hehl

daraus machte, öffentlich aber keine großartigen

Aversionen gegenüber den „revolutionären“
Kräften in Aurich aussprach. Ganz im

Gegenteil. Er blieb ganz realistisch 

(im hoffnungsvollen Hinblick auf die

Ergebnisse der Wahlen zur Nationalversammlung).

Dykerhoff wollte sich den drei gewaltigen

Aufgaben, die auf ihn und die gesamte

Bevölkerung zukämen, stellen: „Die

Aufrechterhaltung der Ordnung, die Sicherstellung

der Ernährung und die Durchführung der

Demobilmachung.“37
Da die  Sicherheit und Ordnung sowohl durch den Arbeiter- und Soldatenrat, als auch durch 

das Versprechen Dykerhoffs garantiert wurde, denn er wolle „sein Amt einstweilen weiterführen“, kam es nicht zur Gründung einer sogenannten „Bürgerwehr“.38 

Auf der Sitzung des Rates am 20.November 1918 nahmen nun auch die fünf Vertreter des „Bauernrates“ teil. Damit waren hiermit erstmals alle Sparten des Arbeiter- und Soldatenrates, sowie des Bauernrates vertreten. In dieser Sitzung ging es in erster Linie um die Gründung einer sogenannten „siebengliedrigen Nahrungsmittelkommission“.
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Man legte fest, dass es standrechtliche Bestrafungen bei Schleich- oder Tauschhandel geben würde. Ein weiterer Sitzungspunkt war der herannahende Winter und die damit zusammenhängenden Schwierigkeiten mit der Brennstoffversorgung. Der Rat forderte Landrat und Magistrat auf, die Bezüge für Kohle und die damit verbundenen Bezugsscheine auf einfacherem, schnellerem Wege an die Bevölkerung der Region zu bringen.38  

Erwähnenswert sei hier noch, dass der ortsansässige Lehrerverband ebenfalls am Arbeiter- und Soldatenrat teilhaben wollte, dieses jedoch vom Gremium mit der Begründung „da bereits alle Kreise der Bevölkerung im Rat vertreten seien“, abgelehnt wurde.39
Aber nicht alles konnte man ohne weiteres durchsetzen. So kam es mit dem Beschluß, das Auricher „Bürgervorsteherkollegium“ aufzulösen zu wollen, zu den ersten größeren Schwierigkeiten. Der ASR versuchte überall im Verwaltungsapparat Fuß zu fassen. Das Selbstverständnis, mit dem hier vom Arbeiter- und Soldatenrat Aurichs Beschlüsse gefaßt wurden, war für viele sehr überraschend und traf meistens auf wenig Gegenliebe. So wurde zum Beispiel folgendes festgelegt40: 
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Zudem wollte man (der ASR) über alle etwaigen Sitzungstermine des Magistrats Aurichs rechtzeitig informiert werden, um Vertreter des Rates zu entsenden. Ferner sollten von nun an alle weiteren Entscheidungen nur noch in der Bezeichnung „ASR“ und „Magistrat“ der 

Öffentlichkeit zukommen. Hieraus wird klar ersichtlich, dass Mitglieder des ASR mit allen Mitteln versuchten, ihre Stellung deutlich zu machen und diese auch durchzusetzen versuchten. Wenig Verständnis zeigte das Gremium des alten Magistrats für diese Art von „Übernahme“ bzw. „Erneuerung“.
Das Gremium ließ Wissen41, dass   

Da die Arbeiter- und Soldatenräte nach ihrer Konstituierung überall in die Verwaltung eingreifen (z.B. in Aurich) und sie quasi eine Parallelverwaltung zur offiziellen Staatsverwaltung stellen wollten, mußte dieser Zustand irgendwann zu Konflikten führen, wenn eine Entscheidung über eine grundlegende allgemeine Verwaltungsreform, die die Räte in die allgemeine Verwaltung einbaute, ausblieb. Das Beispiel eben hat dieses beschrieben.

Die Räte sollten nur, so war es zunächst geplant, eine Übergangsposition bilden. Sie galten als Ergänzung zur bisherigen, aus dem Kaiserreich überlieferten Behördenstruktur. Keinesfalls sollten sie die Verwaltung der deutschen Republik bilden. Dieser Haltung entsprach die Verordnung der neuen SPD geführten Landesregierung Preußens vom 18. November 191842. Sie räumte den Räten nur das Recht der Kontrolle der bisherigen Verwaltung und eine beratende Funktion bei Entscheidungen ein. Einseitige Eingriffe durch die Räte, wie es in dem eben genannten Fall beschrieben wurde, in die Belange u.a. der Behörden, wurden untersagt.45 Dieses kann durch die drei folgenden Briefe/Telegramme und einem weiteren Dokument belegt werden. Aussagen des Briefwechsels vom 11.11. und 13.11.1918 belegen dieses.. Die Finanzierung der Tätigkeit der Mitglieder der Arbeiter- und Soldatenräte sollte aus den Haushalten der Verwaltungsinstanzen erfolgen46. Gemäß dieser Verordnung sollten sie also eher eine passive als aktive Rolle beim Neuaufbau Deutschlands darstellen.   
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Versuche, die noch standhaften politischen Strukturen, zu überlaufen und an sich zu bringen, blieben aber eher erfolglos, da sich auch Kreistagsmitglieder des rechten Flügels in Aurich gegen den ASR aussprachen.

Vor allem der schriftliche Protest des Fürsten zu Knyphausen am 20.11.1918 gegen den Regierungsbeschluß vom 16. November 1918, war eine Schlüsselaktion im Widerstand gegen 

die Räterepublik, da die adligen und bürgerlichen Kreise bestritten nicht nur die Legalität der Räte – sie verweigerten den Regierungen der Revolution insgesamt die Anerkennung  In 

diesem Beschluß ging es um die Bekanntgabe, dass die Kosten für die Mitglieder der Räte sowohl auf die Staats-, als auch auf die Kommunalbehörden umzulegen seien. Der Protest sah folgendermaßen aus:

„Ich als Mitglied des Kreistages und Kreisausschusses erhebe hiergegen Einspruch. Ich bestreite der bestehenden Regierung das Rechts dazu, über unsere kommunalen Mittel in dieser Weise zu verfügen, da diese Regierung solange nicht den geringsten Rechtsboden unter den Füßen hat, solange sie nicht von dem gesamten wahlberechtigten preussischen Volk eingesetzt ist; außerdem bestehen die Wahlgesetze zum Kreistag unverändert fort. Der Kreistag habe die kommunalen Gelder zu verwalten. Sollen daher Mittel für die Mitglieder der auf dem Landratsamt in staatlichen wie kommunalen Angelegenheiten tätigen Mitglieder des ASR hiesigen Kreises ausgeworfen werden, so müßte zunächst der Kreistag beschließen, ob und in welcher anteiligen Höhe er hierzu bereit ist.“ 47   

Trotz allem lag es wohl nicht an den Arbeitern oder Soldatenräten, die politische Macht an sich zu bringen. Die Hauptaufgabe bestand in der Existenzsicherung der Bevölkerung und der damit zusammenhängenden Nahrungsmittelproblematik, sowie die Garantie zur Sicherung der öffentlichen Ordnung, die der ASR zu seinem eigentlich Programm machte und die eben schon beschrieben wurde. Unter dem Aspekt der „Ordnung“ erließ der Arbeiter- und Soldatenrat einige Mitteilungen an die Bevölkerung, die unten auf der Seite aufgeführt sind.43 Hierbei ging es in erster Linie um das Verbot, Waffen zu tragen, zu kaufen oder zu verkaufen. Folgende Bekanntmachung war unter dem Namen „Soldatenrat“ am 22.November 191844 in den ON zu lesen:
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Einhellig wurde nochmals einen Monat später, am 27.Dezember 1918, auf diesen Erlaß hingewiesen. In den ON konnte man folgendes dazu lesen:

Auf der folgenden Seite befindet sich eine Kopie eines Schriftstückes bezüglich der Schußwaffenproblematik in Aurich. In diesem Schreiben vom 31.12.1918 geht es um einen Antwortbrief des Arbeiter- und Soldatenrates bezüglich einer Anfrage des Magistrats der Stadt Aurich, die Bekanntmachung vom 27.12.1918 zurück zu ziehen. Dieses Beispiel macht deutlich, dass die Funktions- und Tätigkeitsbereiche der „Stadt“ (Magistrat) und des „ASR“ doch sehr unterschiedlich waren und man den Eindruck haben muß, dass ein „Miteinander“ nicht unbedingt an der Tagesordnung stand:
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Am 29. November vollzog sich in Aurich die zweite Sitzung des Gremiums des Arbeiter- und Soldatenrates, in der widererwartend der Gefreite Marcus (1.Vorsitzender des ASR Aurich) das Wort ergriff und in einer „formvollendeten, fast zweistündigen Rede“49 zum Thema „Was bekämpfen wir und was erstreben wir ?“ die Zuhörer auf seine Seite zog. Folgende Resolution wurde auf dieser Sitzung „fast einstimmig“ festgelegt:   

„Die bei der heutigen Volksversammlung in Aurich versammelten Arbeiter, Bürger und Soldaten, Frauen und Männer, treten ein für die Einberufung der Nationalversammlung, sobald die Verhältnisse in Deutschland es möglich machen.“50
Noch am gleichen Tag beschloß der Rat der Volksbeauftragten in Berlin das Reichswahlgesetz für die Nationalversammlung, die am 30.November 1918 der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurde. Summa summarum läßt sich bis hier sagen, dass der ASR Aurich kaum die wirklichen revolutionären Tendenzen durchblicken ließ. Man besann sich, wie es vorgeschrieben war, eher auf die „Kontrolle“ und „Überwachung“, was aber auch als die „über den Dingen stehende Instanz“ zu bewerten sein kann, denn von Mitarbeit ist in keinerlei Dokumenten die Rede. Einzig der Versuch, das Bürgervorsteherkollegium aufzulösen, hatte einen „revolutionären Charakter“ in sich. Wie aber beschrieben, wurde dieser Versuch abgeschmettert. 

Die auf der nächsten Seite aufgeführte Verordnung vom 30.12.191851, macht noch einmal deutlich, dass sich der ASR in Aurich als „selbstverständlich“ verstand. Schon die Bezeichnung Verordnung zeigt dieses eindrucksvoll. Die Behördenstrukturen blieben unangetastet, aber immer agierte der ASR als die „Obere Kontrollinstanz“. Wie schon oben aufgeführt tauchen die Vertreter des „Bauernrates“ gar nicht in dieser Verordnung auf – ein Indiz dafür, dass eben diesem keine großen „Rechte“ zugesprochen wurde. Leider kann dieses nicht 100% bewiesen werden, da die Dokumentationen hier Lücken aufweisen. Durch die Unterschriften des Regierungspräsidenten, des Landrates und des Bürgermeisters, sowie die Unterschriften der Militärführer, wurde dieses Dokument beispielhaft für die Einbindung bzw. die Verbundenheit der „Alten Formen“ mit den „Neuen Kräften“.     

-18-

„Jeder Offizier ist ein Lump und der Feind des Mannes; er sorge sich in keiner Weise für seine Leute“

Die Radikalisierung der Arbeiter- und Soldatenräte war auch in der Ostfrieslands zu beobachten. Es kam zu Gewalttätigkeiten, als sich Räte wegen unterschiedlicher politischer Orientierung gegenseitig bekämpften.

Ein illustratives Beispiel hierfür bietet der Zwischenfall in Aurich in der Nacht vom 19.12.1918 auf den 20.12.1918. Es ging im Kern um einen Konflikt zwischen dem Emder ASR und dem Soldatenrat in der Infanteriekompanie in Aurich. Bei den Emdern handelte es sich um Matrosen, bei den Aurichern um Infanteristen, die in den Augen der Mariner eher als konterrevolutionär galten. Nach den Angaben des Berichterstatters spielte sich folgendes ab52:  

In der Nacht vom 19./20.12.18 gegen 03.00 Uhr trafen mit einem Sonderzug von Emden kommend ca. 150, auch mit Maschinengewehren bewaffnete Matrosen ein, mit der Absicht, ein Strafgericht an dem Ersatzbataillon zu vollziehen. Grund dafür war die Gefangenschaft eines Unteroffiziers, der Angehörige des Bataillons durch aufrührerische Reden gegen die jetzige Regierung aufzuwiegeln versuchte. Ihm war es gelungen, die beiden Soldaten zur Dienstverweigerung zu veranlassen. Die Verhaftung geschah unter Wissen aller Kompanie-Vertrauensräte und des Bataillons-Vertrauensrates. Am 19.12.1918 entkam der Unteroffizier und flüchtete zum ASR in Emden, um von diesen Hilfe zu bekommen. 

Die Matrosen überfielen die Quartiere der einzelnen Kompanien, in erster Linie derjenigen, welche sich bisher ruhig verhielten und den Anordnungen ihrer Offiziere Folge geleistet hatten, trieben Mannschaften unter Androhung von Schußwaffengebrauch aus den Betten, um sie dazu zu veranlassen, Partei zu ergreifen und mit ihnen zu gehen. Die meisten wehrten sich. Ihnen wurden die Waffen abgenommen. Der Bataillonskommandant Major Claersen und sein Gehilfe wurden festgenommen. Unter Arrest Stehende wurden durch die Matrosen befreit. Ebenfalls fielen Schüsse während der Aktion, bei der aber keiner verwundet oder getötet wurde. Gegen 05.00 Uhr morgens kam es zu Verhandlungen in den Räumen des Soldatenrats in Aurich. Hierbei kam ans Licht, dass die Matrosen mit dem Soldatenrat unzufrieden waren, da er nach ihrer Ansicht sein Recht gegenüber der Truppe nicht genügend durchsetzte. Die Verhandlungen wurden, da kein Ergebnis in Sicht war, gegen 07.00 Uhr abgebrochen. Sämtliche Festgenommenen wurden auf freien Fuß gesetzt. Gegen 8.30 Uhr trat das gesamte EB mit Offizieren zu neuen Verhandlungen mit dem ASR aus Emden und Aurich zusammen. 
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Diese Verhandlungen dauerten knappe vier Stunden. Insgesamt stellte man einen 12 Punkte umfassenden Forderungsplan zusammen, der hauptsächlich auf die Entmachtung der Offiziere zielte. Unter anderem sollten diese nur noch dritter Klasse per Bahnreisen dürfen. 

Kein Punkt dieses Plans wurde im Endeffekt angenommen. Kommandeure wiesen die Vorwürfe zurück und verwiesen auf die Befehle der Militärbehörden und der jetzigen Regierung. Weitere Konflikte dieser Art sind nicht bekannt geworden. 

Das der ASR in Emden und der SR in Aurich nicht unbedingt befreundet waren, zeigte dieses Beispiel deutlich. Es zeigt aber auch, wie gespalten doch die eigentlich miteinander kooperierend Instanzen waren. Von innerer Ruhe konnte keine Rede sein. 

Wie aber entwickelte sich die Revolution 1919 ? Dies soll im folgenden näher beleuchtet werden.
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5. „Gegen die Gewaltherrschaft ! Für eine freie Volksregierung“

Inzwischen war das Bürgertum aus seiner Lähmung erwacht und begann gegen das Ratsystem zu opponieren, so auch in Aurich. Dies zeigte das eben auf den Seiten zuvor genannte Beispiel des Fürsten zu Knyphausen und die damit verbundene Kritik an der Kostenübernahme-Regelung durch einen Beschluß der preußischen Regierung.    

Schon am 30. November wurde unter der Beteiligung der Bevölkerung eine Versammlung einberufen, die die „bürgerlich gesinnten Kreise“ ansprechen sollte, um die Vorbereitungen auf die Wahl zur Nationalversammlung zu treffen. Klar wurde, das sich die Versammlungsteilnehmer in der überwiegenden Zahl gegen die sozialistischen Bestrebungen der radikalen Linken wandten.53 

Man sah sich nun von Seiten des „bürgerlichen Blocks“ wohl in der Lage ein Gegengewicht zur „Revolution“ und dem ASR zu bilden. Der ASR der Stadt Aurich blieb aber Standhaft und nahm auch im Dezember 1918 seine Aufgaben als „Kontrollinstanz“ u.a. gegenüber des Magistrats wahr. 

Der Wahlkampf rückte näher und die Stadt Aurich stellte sich auch darauf ein. Einer der Höhepunkte war wahrscheinlich der Auftritt vom Berliner DVP-Politiker Gustav Stresemann in Aurich, der für den Reichstagswahlkreis Ostfriesland, Oldenburg und Osnabrück kandidierte.54 Über die revolutionären, gewalttätigen Aktionen in Berlin im Januar/Februar 1919 war man in Aurich natürlich über die Tagespresse informiert, großen Einfluß hatte es aber auf diese Gegend nicht; obwohl dieser Revolutionsfunke auch in Bremen oder Wilhelmshaven niederschlug. Das Tagesgeschehen blieben die Wahlen zur Nationalversammlung. Das Originaldokument auf der nächsten Seite zeigt die Zusammensetzung des Arbeiter- und Soldatenrates (incl. des Bauernrates) vom 9.1.1919.  

Die „absolute Mehrheitswahl mit Stichwahlentscheidung im Einmannwahlkreisen (...) wurde durch ein nach den Grundsätzen der Verhältniswahl gestaltetes Übergangswahlsystem, das 1920 dann durch das endgültige, nur noch geringfügig modifizierte Reichswahlgesetz ersetzt wurde, abgelöst.“55
Die geplanten Wahlen am 19. Januar 1919 sollten durch diese Ergebnis der deutschen Revolution Veränderungen, wie sie eben beschrieben wurden, für das Wahlsystem 
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bringen. Ebenfalls wurde das Frauenwahlrecht eingeführt.Die Wahlen verliefen ohne Unruhen. Folgendes Wahlergebnis 56( Stimmenanteil) wurde erzielt: 

Gewählt wurden im gesamten Landkreis 15 (Ostfriesland, Oldenburg und Osnabrück) für die Nationalversammlung je zwei Kandidaten der DDP, der MSPD und des Zentrums sowie der Spitzenkandidat der DVP, im einzelnen also: Landwirt T. Tantzen, Hering (DDP), Hofbesitzer F. Wachorst de Wente, Groß Mimmelage (DDP), Parteisekretär Vesper, Osnabrück (Z) und der Reichstagsabgeordnete G. Stresemann, Berlin (DVP).57 

Eine Woche später fand dann die Wahl zum preußischen Landtag statt, die von einer niedrigen Wahlbeteiligung begleitet wurde. Es wurden bei dieser Wahl die Ergebnisse erzielt, die auch schon beid er Wahl zur Nationalversammlung erzielt wurden. Als stärkste Parteien gingen die liberalen Parteien aus der Wahl (über 62 % der Stimmen). 58
In der folgenden Mitteilung wies der Innenminister Preußens kurz nach der Wahl auf das neue Gemeindewahlrecht hin. Diese Artikel lauteten im Original59: 
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„.....die Wahlen sollten bis zum 02. März erfolgt sein“. Diese Kommunalwahlen fanden dann schließlich am 23.2.1919 statt, in der 24 Bürgervorsteher für Aurich von einer Einheitsliste gewählt wurden.

Das gewählte hatte etwas „neuwertiges“ an sich. Der Mantel des seit der Kaiserzeit bestehenden Gremiums wurde abgelegt und ein neues kam hervor. Der Generationswechsel, der mit der einhergehenden „Umwälzung“ vom Kaiserreich in eine demokratische Zukunft verbunden war, konnte nicht übersehen werden. Eine auf breitem Konsens bestehende Bürgerschaft entstand.60
Im Anschluß an die Neuwahlen im Landkreis Aurich kam es erst am 3.Juni 1919 zu einer ersten gemeinsamen Sitzung (Kreistagssitzung). Die politische Zusammensetzung war schon ähnlich den Ergebnissen der Wahlen auf Reichs- und Landtagsebene (Preußen). Liberal-bürgerliche-Block hatte rund zwei-drittel  der Abgeordneten zu stellen, die Sozialdemokraten mehr als ein-viertel, bei 28 Abgeordneten61:

Wie lief es aber mit dem ASR weiter ?

Mit den Wahlen und den Vorbereitungen zur Nationalversammlung ging der Einfluß des ASR auch in Aurich zu Boden. Mit den Kommunalwahlen in Aurich wurde auch das Ende des Arbeiter- und Soldatenrates Aurich klar. Er wurde aber nicht von außen beendet, sondern lößte sich selber auf. Reyer spricht in seinem Buch von einer eigens dazu einberufenen „Volksversammlung“. Weiter heißt es: „...sämtliche Gesuche sind (...) von jetzt an an die zuständigen Behörden zu richten.“ In einem Zeitungsartikel wurde die Arbeit des ASR Aurich gewürdigt:

„Unserm A.- und S.-Rat wird jeher, der unvoreingenommen urteilt, das Zeugnis nicht versagen, dass er vom ersten Tage seines Wirkens an bestrebt gewesen ist, gerecht und sachlich zu arbeiten und auch, bei Wahrung seiner Befugnisse, reibungslos mit allen öffentlichen Behörden zusammenzuwirken. Alle Mitglieder des Rates zeigten Verständnis für die Aufgaben der Zeit. Wenn der Arbeiter- und Soldatenrat jetzt seine 
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Auflösung beschlossen hat, so geschieht das aus der Erwägung heraus, dass seine Aufgabe erfüllt ist, nachdem wir eine aus demokratischen Wahlen hervorgegangene Volksvertretung und eine von dieser gewählte Volksregierung haben.“62 
Im März war nach den Dokumenten zu Folge nur noch der Arbeiterrat als Gremium erhalten geblieben. Von einem Soldatenrat war keine Rede mehr.63
Meinen Recherchen nach, fand sich ab da an kein Dokument mehr mit der Bezeichnung Arbeiter- und Soldatenrat. Lediglich zeigen die letzten Dokumente, die ich entdecken konnte und die es wahrscheinlich für diese Zeit noch gibt, den Arbeiterrat und seine Zusammensetzung vom 27.03.1919, sowie drei weitere Schriftwechseldokumente zwischen April und Mai 1919. 

Bei diesen Schriftwechseldokumenten handelt es sich um einen Brief vom Zentral-Arbeiterrat Hannover an alle Arbeiter-, Landarbeiter- und Bauernräte der Provinz Hannover. In dieser Zusammensetzung war es das einzige Dokument mit dieser „Anrede“. Die anderen beiden Dokumente stammen vom Landrat Oldenburg, der an zwei aufeinander folgenden Tagen (23. und 24. Mai 1919) sowohl an die „Regierung“ Aurichs als auch an den „Arbeiterrat“ Aurichs gesendet wurde. Anscheinend hatte der Arbeiterrat doch noch eine gewisse Zeit und eine gewisse Aufgabenstellung in der Region. 
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